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Dringliche Fragen
für die Fragestunde der 99. Sitzung des Deutschen Bundestages
am Mittwoch, dem 23. Mai 2007

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung

1. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
aus dem verheerenden Selbstmord-Attentat auf die
Bundeswehr am 19. Mai 2007 in der afghanischen
Stadt Kunduz?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

2. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie wird die Bundesregierung bei den bevorstehen-
den Protesten gegen den G8-Gipfel in Heiligen-
damm angesichts der großräumigen Versammlungs-
verbote rund um den Tagungsort sowie der ange-
kündigten und bundesweit bereits durchgeführten
Vorkontrollen von Gipfel-Kritikern sicherstellen,
dass die politische Richtlinienkompetenz der Bun-
deskanzlerin, Dr. Angela Merkel, beachtet wird,
welche sich vergangenen Freitag laut Tagespresse in
Samara gegenüber Präsident Wladimir Putin nach-
drücklich zur Demonstrationsfreiheit bekannt hat
(sie sei „besorgt, wenn jemand gar nichts gemacht
hat, sondern nur auf dem Weg zu einer Demonstra-
tion ist,“ dürften Behörden ihm keine „Schwierig-
keiten bei der Anreise“ machen, sondern müssten
Demonstrationen in einer am Tagungsort „sicht-
baren Form“ zulassen)?

3. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie tritt die Bundesregierung nach den Bekenntnis-
sen der Bundeskanzlerin, Dr. Angela Merkel, zur
Demonstrationsfreiheit am vergangenen Freitag in
Russland und ihrer Kritik an deren dortiger sicher-
heitsbehördlicher Einschränkung dem dort bereits
von Präsident Wladimir Putin geäußerten und sich
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im Ausland möglicherweise verbreiternden Ein-
druck entgegen, der massive Einsatz von Sicher-
heitsbehörden auch hierzulande gegen Proteste zum
G8-Gipfel in Heiligendamm u. a. mit 1 100 Bundes-
wehrkräften nebst Gerät (vgl. Antwort der Bundes-
regierung vom 16. Mai 2007 auf meine diesbezügli-
chen Fragen 5/39 und 5/40 vom 4. Mai 2007) sowie
weiträumige Versammlungsverbote beeinträchtige
die Demonstrationsfreiheit und könne Ansehen so-
wie die internationale Position der Bundesrepublik
Deutschland als verlässlicher Partner nicht nur im
Verbund der acht wichtigsten Wirtschaftsnationen
erheblich schädigen?

Berlin, den 22. Mai 2007


